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Rechtsdienstleistungsgesetz 
 

  
Amtliche Abkürzung: RDG 
Fassung vom: 12.12.2007 
Gültig ab: 01.07.2008 
Dokumenttyp: Gesetz 

 

  
Quelle: 

 
FNA: FNA 303-

20 
 

Gesetz über außergerichtliche Rechtsdienstleistungen 

Rechtsdienstleistungsgesetz 

§ 2 Begriff der Rechtsdienstleistung 
   

  

(1) Rechtsdienstleistung ist jede Tätigkeit in konkreten fremden Angelegenheiten, sobald sie eine 
rechtliche Prüfung des Einzelfalls erfordert. 

(2) Rechtsdienstleistung ist, unabhängig vom Vorliegen der Voraussetzungen des Absatzes 1, die 
Einziehung fremder oder zum Zweck der Einziehung auf fremde Rechnung abgetretener Forderungen, 
wenn die Forderungseinziehung als eigenständiges Geschäft betrieben wird (Inkassodienstleistung). 
Abgetretene Forderungen gelten für den bisherigen Gläubiger nicht als fremd. 

(3) Rechtsdienstleistung ist nicht:  

1. die Erstattung wissenschaftlicher Gutachten, 

2. die Tätigkeit von Einigungs- und Schlichtungsstellen, Schiedsrichterinnen und Schiedsrichtern, 

3. die Erörterung der die Beschäftigten berührenden Rechtsfragen mit ihren gewählten 
Interessenvertretungen, soweit ein Zusammenhang zu den Aufgaben dieser Vertretungen besteht, 

4. die Mediation und jede vergleichbare Form der alternativen Streitbeilegung, sofern die Tätigkeit nicht 
durch rechtliche Regelungsvorschläge in die Gespräche der Beteiligten eingreift, 

5. die an die Allgemeinheit gerichtete Darstellung und Erörterung von Rechtsfragen und Rechtsfällen in 
den Medien, 

6. die Erledigung von Rechtsangelegenheiten innerhalb verbundener Unternehmen (§ 15 des 
Aktiengesetzes). 

   

  
© juris GmbH 
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Amtliche Abkürzung: RDG 
Fassung vom: 12.12.2007 
Gültig ab: 01.07.2008 
Dokumenttyp: Gesetz 
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Gesetz über außergerichtliche Rechtsdienstleistungen 

Rechtsdienstleistungsgesetz 

§ 3 Befugnis zur Erbringung außergerichtlicher Rechtsdienstleistungen 
   

  

Die selbständige Erbringung außergerichtlicher Rechtsdienstleistungen ist nur in dem Umfang zulässig, 
in dem sie durch dieses Gesetz oder durch oder aufgrund anderer Gesetze erlaubt wird. 

  
© juris GmbH 
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Gesetz über außergerichtliche Rechtsdienstleistungen 

Rechtsdienstleistungsgesetz 

§ 5 Rechtsdienstleistungen im Zusammenhang mit einer anderen Tätigkeit 
   

  

(1) Erlaubt sind Rechtsdienstleistungen im Zusammenhang mit einer anderen Tätigkeit, wenn sie als 
Nebenleistung zum Berufs- oder Tätigkeitsbild gehören. Ob eine Nebenleistung vorliegt, ist nach ihrem 
Inhalt, Umfang und sachlichen Zusammenhang mit der Haupttätigkeit unter Berücksichtigung der 
Rechtskenntnisse zu beurteilen, die für die Haupttätigkeit erforderlich sind. 

(2) Als erlaubte Nebenleistungen gelten Rechtsdienstleistungen, die im Zusammenhang mit einer der 
folgenden Tätigkeiten erbracht werden:  

1. Testamentsvollstreckung, 

2. Haus- und Wohnungsverwaltung, 

3. Fördermittelberatung. 

   

  
© juris GmbH 
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Sozialgesetzbuch XI, Pflegeversicherung 
 

  
 juris-Abkürzung: SGB 11 
Fassung vom: 26.05.1994
Gültig ab: 01.01.1995
Dokumenttyp: Gesetz 

 

  
Quelle: 

 
FNA: FNA 860-

11 
 

Sozialgesetzbuch (SGB) - Elftes Buch (XI) - Soziale Pflegeversicherung (Artikel 1 des Gesetzes vom 
26. Mai 1994, BGBl. I S. 1014) 

  

§ 14 Begriff der Pflegebedürftigkeit 
   

  

(1) Pflegebedürftig im Sinne dieses Buches sind Personen, die wegen einer körperlichen, geistigen oder 
seelischen Krankheit oder Behinderung für die gewöhnlichen und regelmäßig wiederkehrenden 
Verrichtungen im Ablauf des täglichen Lebens auf Dauer, voraussichtlich für mindestens sechs Monate, 
in erheblichem oder höherem Maße (§ 15) der Hilfe bedürfen. 

(2) Krankheiten oder Behinderungen im Sinne des Absatzes 1 sind:  

1. Verluste, Lähmungen oder andere Funktionsstörungen am Stütz- und Bewegungsapparat, 

2. Funktionsstörungen der inneren Organe oder der Sinnesorgane, 

3. Störungen des Zentralnervensystems wie Antriebs-, Gedächtnis- oder Orientierungsstörungen sowie 
endogene Psychosen, Neurosen oder geistige Behinderungen. 

(3) Die Hilfe im Sinne des Absatzes 1 besteht in der Unterstützung, in der teilweisen oder vollständigen 
Übernahme der Verrichtungen im Ablauf des täglichen Lebens oder in Beaufsichtigung oder Anleitung 
mit dem Ziel der eigenständigen Übernahme dieser Verrichtungen. 

(4) Gewöhnliche und regelmäßig wiederkehrende Verrichtungen im Sinne des Absatzes 1 sind:  

1. im Bereich der Körperpflege das Waschen, Duschen, Baden, die Zahnpflege, das Kämmen, 
Rasieren, die Darm- oder Blasenentleerung, 

2. im Bereich der Ernährung das mundgerechte Zubereiten oder die Aufnahme der Nahrung, 

3. im Bereich der Mobilität das selbständige Aufstehen und Zu-Bett-Gehen, An- und Auskleiden, 
Gehen, Stehen, Treppensteigen oder das Verlassen und Wiederaufsuchen der Wohnung, 

4. im Bereich der hauswirtschaftlichen Versorgung das Einkaufen, Kochen, Reinigen der Wohnung, 
Spülen, Wechseln und Waschen der Wäsche und Kleidung oder das Beheizen. 

   

  
© juris GmbH 
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Sozialgesetzbuch (SGB) - Elftes Buch (XI) - Soziale Pflegeversicherung (Artikel 1 des Gesetzes vom 
26. Mai 1994, BGBl. I S. 1014) 

  

§ 15 Stufen der Pflegebedürftigkeit 
   

  

(1) Für die Gewährung von Leistungen nach diesem Gesetz sind pflegebedürftige Personen (§ 14) einer 
der folgenden drei Pflegestufen zuzuordnen:  

1. Pflegebedürftige der Pflegestufe I (erheblich Pflegebedürftige) sind Personen, die bei der 
Körperpflege, der Ernährung oder der Mobilität für wenigstens zwei Verrichtungen aus einem oder 
mehreren Bereichen mindestens einmal täglich der Hilfe bedürfen und zusätzlich mehrfach in der 
Woche Hilfen bei der hauswirtschaftlichen Versorgung benötigen. 

2. Pflegebedürftige der Pflegestufe II (Schwerpflegebedürftige) sind Personen, die bei der 
Körperpflege, der Ernährung oder der Mobilität mindestens dreimal täglich zu verschiedenen 
Tageszeiten der Hilfe bedürfen und zusätzlich mehrfach in der Woche Hilfen bei der 
hauswirtschaftlichen Versorgung benötigen. 

3. Pflegebedürftige der Pflegestufe III (Schwerstpflegebedürftige) sind Personen, die bei der 
Körperpflege, der Ernährung oder der Mobilität täglich rund um die Uhr, auch nachts, der Hilfe 
bedürfen und zusätzlich mehrfach in der Woche Hilfen bei der hauswirtschaftlichen Versorgung 
benötigen. 

Für die Gewährung von Leistungen nach § 43a reicht die Feststellung, daß die Voraussetzungen der 
Pflegestufe I erfüllt sind. 

(2) Bei Kindern ist für die Zuordnung der zusätzliche Hilfebedarf gegenüber einem gesunden 
gleichaltrigen Kind maßgebend. 

(3) Der Zeitaufwand, den ein Familienangehöriger oder eine andere nicht als Pflegekraft ausgebildete 
Pflegeperson für die erforderlichen Leistungen der Grundpflege und hauswirtschaftlichen Versorgung 
benötigt, muß wöchentlich im Tagesdurchschnitt  

1. in der Pflegestufe I mindestens 90 Minuten betragen; hierbei müssen auf die Grundpflege mehr als 
45 Minuten entfallen, 

2. in der Pflegestufe II mindestens drei Stunden betragen; hierbei müssen auf die Grundpflege 
mindestens zwei Stunden entfallen, 

3. in der Pflegestufe III mindestens fünf Stunden betragen; hierbei müssen auf die Grundpflege 
mindestens vier Stunden entfallen. 

Bei der Feststellung des Zeitaufwandes ist ein Zeitaufwand für erforderliche verrichtungsbezogene 
krankheitsspezifische Pflegemaßnahmen zu berücksichtigen; dies gilt auch dann, wenn der Hilfebedarf 
zu Leistungen nach dem Fünften Buch führt. Verrichtungsbezogene krankheitsspezifische 
Pflegemaßnahmen sind Maßnahmen der Behandlungspflege, bei denen der behandlungspflegerische 
Hilfebedarf untrennbarer Bestandteil einer Verrichtung nach § 14 Abs. 4 ist oder mit einer solchen 
Verrichtung notwendig in einem unmittelbaren zeitlichen und sachlichen Zusammenhang steht. 
   

  
© juris GmbH 
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Sozialgesetzbuch (SGB) - Elftes Buch (XI) - Soziale Pflegeversicherung (Artikel 1 des Gesetzes vom 
26. Mai 1994, BGBl. I S. 1014) 

  

§ 18 Verfahren zur Feststellung der Pflegebedürftigkeit 
   

  

(1) Die Pflegekassen beauftragen den Medizinischen Dienst der Krankenversicherung oder andere 
unabhängige Gutachter mit der Prüfung, ob die Voraussetzungen der Pflegebedürftigkeit erfüllt sind und 
welche Stufe der Pflegebedürftigkeit vorliegt. Im Rahmen dieser Prüfungen haben der Medizinische 
Dienst oder die von der Pflegekasse beauftragten Gutachter durch eine Untersuchung des 
Antragstellers die Einschränkungen bei den Verrichtungen im Sinne des § 14 Abs. 4 festzustellen sowie 
Art, Umfang und voraussichtliche Dauer der Hilfebedürftigkeit und das Vorliegen einer erheblich 
eingeschränkten Alltagskompetenz nach § 45a zu ermitteln. Darüber hinaus sind auch Feststellungen 
darüber zu treffen, ob und in welchem Umfang Maßnahmen zur Beseitigung, Minderung oder Verhütung 
einer Verschlimmerung der Pflegebedürftigkeit einschließlich der Leistungen zur medizinischen 
Rehabilitation geeignet, notwendig und zumutbar sind; insoweit haben Versicherte einen Anspruch 
gegen den zuständigen Träger auf Leistungen zur medizinischen Rehabilitation. 

(2) Der Medizinische Dienst oder die von der Pflegekasse beauftragten Gutachter haben den 
Versicherten in seinem Wohnbereich zu untersuchen. Erteilt der Versicherte dazu nicht sein 
Einverständnis, kann die Pflegekasse die beantragten Leistungen verweigern. Die §§ 65, 66 des Ersten 
Buches bleiben unberührt. Die Untersuchung im Wohnbereich des Pflegebedürftigen kann 
ausnahmsweise unterbleiben, wenn auf Grund einer eindeutigen Aktenlage das Ergebnis der 
medizinischen Untersuchung bereits feststeht. Die Untersuchung ist in angemessenen Zeitabständen zu 
wiederholen. 

(3) Die Pflegekasse leitet die Anträge zur Feststellung von Pflegebedürftigkeit unverzüglich an den 
Medizinischen Dienst der Krankenversicherung oder die von der Pflegekasse beauftragten Gutachter 
weiter. Dem Antragsteller ist spätestens fünf Wochen nach Eingang des Antrags bei der zuständigen 
Pflegekasse die Entscheidung der Pflegekasse schriftlich mitzuteilen. Befindet sich der Antragsteller im 
Krankenhaus oder in einer stationären Rehabilitationseinrichtung und  

1. liegen Hinweise vor, dass zur Sicherstellung der ambulanten oder stationären Weiterversorgung und 
Betreuung eine Begutachtung in der Einrichtung erforderlich ist, oder 

2. wurde die Inanspruchnahme von Pflegezeit nach dem Pflegezeitgesetz gegenüber dem Arbeitgeber 
der pflegenden Person angekündigt oder 

3. wurde mit dem Arbeitgeber der pflegenden Person eine Familienpflegezeit nach § 2 Absatz 1 des 
Familienpflegezeitgesetzes vereinbart, 

ist die Begutachtung dort unverzüglich, spätestens innerhalb einer Woche nach Eingang des Antrags 
bei der zuständigen Pflegekasse durchzuführen; die Frist kann durch regionale Vereinbarungen verkürzt 
werden. Die verkürzte Begutachtungsfrist gilt auch dann, wenn der Antragsteller sich in einem Hospiz 
befindet oder ambulant palliativ versorgt wird. Befindet sich der Antragsteller in häuslicher Umgebung, 
ohne palliativ versorgt zu werden, und wurde die Inanspruchnahme von Pflegezeit nach dem 
Pflegezeitgesetz gegenüber dem Arbeitgeber der pflegenden Person angekündigt oder mit dem 
Arbeitgeber der pflegenden Person eine Familienpflegezeit nach § 2 Absatz 1 des 
Familienpflegezeitgesetzes vereinbart, ist eine Begutachtung durch den Medizinischen Dienst der 
Krankenversicherung oder die von der Pflegekasse beauftragten Gutachter spätestens innerhalb von 
zwei Wochen nach Eingang des Antrags bei der zuständigen Pflegekasse durchzuführen und der 
Antragsteller seitens des Medizinischen Dienstes oder der von der Pflegekasse beauftragten Gutachter 
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unverzüglich schriftlich darüber zu informieren, welche Empfehlung der Medizinische Dienst oder die 
von der Pflegekasse beauftragten Gutachter an die Pflegekasse weiterleiten. In den Fällen der Sätze 3 
bis 5 muss die Empfehlung nur die Feststellung beinhalten, ob Pflegebedürftigkeit im Sinne der §§ 14 
und 15 vorliegt. Die Entscheidung der Pflegekasse ist dem Antragsteller unverzüglich nach Eingang der 
Empfehlung des Medizinischen Dienstes oder der beauftragten Gutachter bei der Pflegekasse schriftlich 
mitzuteilen. Der Antragsteller hat ein Recht darauf, dass mit dem Bescheid das Gutachten übermittelt 
wird. Bei der Begutachtung ist zu erfassen, ob der Antragsteller von diesem Recht Gebrauch machen 
will. Der Antragsteller kann die Übermittlung des Gutachtens auch zu einem späteren Zeitpunkt 
verlangen. 

(3a) Die Pflegekasse ist verpflichtet, dem Antragsteller mindestens drei unabhängige Gutachter zur 
Auswahl zu benennen,  

1. soweit nach Absatz 1 unabhängige Gutachter mit der Prüfung beauftragt werden sollen oder 

2. wenn innerhalb von vier Wochen ab Antragstellung keine Begutachtung erfolgt ist. 

Auf die Qualifikation und Unabhängigkeit des Gutachters ist der Versicherte hinzuweisen. Hat sich der 
Antragsteller für einen benannten Gutachter entschieden, wird dem Wunsch Rechnung getragen. Der 
Antragsteller hat der Pflegekasse seine Entscheidung innerhalb einer Woche ab Kenntnis der Namen 
der Gutachter mitzuteilen, ansonsten kann die Pflegekasse einen Gutachter aus der übersandten Liste 
beauftragen. Die Gutachter sind bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben nur ihrem Gewissen 
unterworfen. 

(3b) Erteilt die Pflegekasse den schriftlichen Bescheid über den Antrag nicht innerhalb von fünf Wochen 
nach Eingang des Antrags oder wird eine der in Absatz 3 genannten verkürzten Begutachtungsfristen 
nicht eingehalten, hat die Pflegekasse nach Fristablauf für jede begonnene Woche der 
Fristüberschreitung unverzüglich 70 Euro an den Antragsteller zu zahlen. Dies gilt nicht, wenn die 
Pflegekasse die Verzögerung nicht zu vertreten hat oder wenn sich der Antragsteller in stationärer 
Pflege befindet und bereits als mindestens erheblich pflegebedürftig (mindestens Pflegestufe I) 
anerkannt ist. Entsprechendes gilt für die privaten Versicherungsunternehmen, die die private Pflege-
Pflichtversicherung durchführen. Die Träger der Pflegeversicherung und die privaten 
Versicherungsunternehmen veröffentlichen jährlich jeweils bis zum 31. März des dem Berichtsjahr 
folgenden Jahres eine Statistik über die Einhaltung der Fristen nach Absatz 3. 

(4) Der Medizinische Dienst oder die von der Pflegekasse beauftragten Gutachter sollen, soweit der 
Versicherte einwilligt, die behandelnden Ärzte des Versicherten, insbesondere die Hausärzte, in die 
Begutachtung einbeziehen und ärztliche Auskünfte und Unterlagen über die für die Begutachtung der 
Pflegebedürftigkeit wichtigen Vorerkrankungen sowie Art, Umfang und Dauer der Hilfebedürftigkeit 
einholen. Mit Einverständnis des Versicherten sollen auch pflegende Angehörige oder sonstige 
Personen oder Dienste, die an der Pflege des Versicherten beteiligt sind, befragt werden. 

(5) Die Pflege- und Krankenkassen sowie die Leistungserbringer sind verpflichtet, dem Medizinischen 
Dienst oder den von der Pflegekasse beauftragten Gutachtern die für die Begutachtung erforderlichen 
Unterlagen vorzulegen und Auskünfte zu erteilen. § 276 Abs. 1 Satz 2 und 3 des Fünften Buches gilt 
entsprechend. 

(6) Der Medizinische Dienst der Krankenversicherung oder die von der Pflegekasse beauftragten 
Gutachter haben der Pflegekasse das Ergebnis seiner oder ihrer Prüfung zur Feststellung der 
Pflegebedürftigkeit unverzüglich zu übermitteln. In seiner oder ihrer Stellungnahme haben der 
Medizinische Dienst oder die von der Pflegekasse beauftragten Gutachter auch das Ergebnis der 
Prüfung, ob und gegebenenfalls welche Maßnahmen der Prävention und der medizinischen 
Rehabilitation geeignet, notwendig und zumutbar sind, mitzuteilen und Art und Umfang von 
Pflegeleistungen sowie einen individuellen Pflegeplan zu empfehlen. Die Feststellungen zur 
medizinischen Rehabilitation sind durch den Medizinischen Dienst oder die von der Pflegekasse 
beauftragten Gutachter in einer gesonderten Rehabilitationsempfehlung zu dokumentieren. Beantragt 
der Pflegebedürftige Pflegegeld, hat sich die Stellungnahme auch darauf zu erstrecken, ob die 
häusliche Pflege in geeigneter Weise sichergestellt ist. 

(7) Die Aufgaben des Medizinischen Dienstes werden durch Ärzte in enger Zusammenarbeit mit 
Pflegefachkräften und anderen geeigneten Fachkräften wahrgenommen. Die Prüfung der 
Pflegebedürftigkeit von Kindern ist in der Regel durch besonders geschulte Gutachter mit einer 
Qualifikation als Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerin oder Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger 
oder als Kinderärztin oder Kinderarzt vorzunehmen. Der Medizinische Dienst ist befugt, den 
Pflegefachkräften oder sonstigen geeigneten Fachkräften, die nicht dem Medizinischen Dienst 
angehören, die für deren jeweilige Beteiligung erforderlichen personenbezogenen Daten zu übermitteln. 
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Für andere unabhängige Gutachter gelten die Sätze 1 bis 3 entsprechend. 
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Sozialgesetzbuch (SGB) - Elftes Buch (XI) - Soziale Pflegeversicherung (Artikel 1 des Gesetzes vom 
26. Mai 1994, BGBl. I S. 1014) 

  

§ 45a Berechtigter Personenkreis 
  

  

(1) Die Leistungen in diesem Abschnitt betreffen Pflegebedürftige in häuslicher Pflege, bei denen neben 
dem Hilfebedarf im Bereich der Grundpflege und der hauswirtschaftlichen Versorgung (§§ 14 und 15) 
ein erheblicher Bedarf an allgemeiner Beaufsichtigung und Betreuung gegeben ist. Dies sind  

1. Pflegebedürftige der Pflegestufen I, II und III sowie 

2. Personen, die einen Hilfebedarf im Bereich der Grundpflege und hauswirtschaftlichen Versorgung 
haben, der nicht das Ausmaß der Pflegestufe I erreicht, 

mit demenzbedingten Fähigkeitsstörungen, geistigen Behinderungen oder psychischen Erkrankungen, 
bei denen der Medizinische Dienst der Krankenversicherung oder die von der Pflegekasse beauftragten 
Gutachter im Rahmen der Begutachtung nach § 18 als Folge der Krankheit oder Behinderung 
Auswirkungen auf die Aktivitäten des täglichen Lebens festgestellt haben, die dauerhaft zu einer 
erheblichen Einschränkung der Alltagskompetenz geführt haben. 

(2) Für die Bewertung, ob die Einschränkung der Alltagskompetenz auf Dauer erheblich ist, sind 
folgende Schädigungen und Fähigkeitsstörungen maßgebend:  

1. unkontrolliertes Verlassen des Wohnbereiches (Weglauftendenz); 

2. Verkennen oder Verursachen gefährdender Situationen; 

3. unsachgemäßer Umgang mit gefährlichen Gegenständen oder potenziell gefährdenden 
Substanzen; 

4. tätlich oder verbal aggressives Verhalten in Verkennung der Situation; 

5. im situativen Kontext inadäquates Verhalten; 

6. Unfähigkeit, die eigenen körperlichen und seelischen Gefühle oder Bedürfnisse wahrzunehmen; 

7. Unfähigkeit zu einer erforderlichen Kooperation bei therapeutischen oder schützenden 
Maßnahmen als Folge einer therapieresistenten Depression oder Angststörung; 

8. Störungen der höheren Hirnfunktionen (Beeinträchtigungen des Gedächtnisses, herabgesetztes 
Urteilsvermögen), die zu Problemen bei der Bewältigung von sozialen Alltagsleistungen geführt 
haben; 

9. Störung des Tag-/Nacht-Rhythmus; 

10. Unfähigkeit, eigenständig den Tagesablauf zu planen und zu strukturieren; 

11. Verkennen von Alltagssituationen und inadäquates Reagieren in Alltagssituationen; 

12. ausgeprägtes labiles oder unkontrolliert emotionales Verhalten; 
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13. zeitlich überwiegend Niedergeschlagenheit, Verzagtheit, Hilflosigkeit oder Hoffnungslosigkeit 
aufgrund einer therapieresistenten Depression. 

Die Alltagskompetenz ist erheblich eingeschränkt, wenn der Gutachter des Medizinischen Dienstes oder 
die von der Pflegekasse beauftragten Gutachter bei dem Pflegebedürftigen wenigstens in zwei 
Bereichen, davon mindestens einmal aus einem der Bereiche 1 bis 9, dauerhafte und regelmäßige 
Schädigungen oder Fähigkeitsstörungen feststellen. Der Spitzenverband Bund der Pflegekassen 
beschließt mit dem Verband der privaten Krankenversicherung e. V. unter Beteiligung der kommunalen 
Spitzenverbände auf Bundesebene, der maßgeblichen Organisationen für die Wahrnehmung der 
Interessen und der Selbsthilfe der pflegebedürftigen und behinderten Menschen auf Bundesebene und 
des Medizinischen Dienstes des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen in Ergänzung der 
Richtlinien nach § 17 das Nähere zur einheitlichen Begutachtung und Feststellung des erheblichen und 
dauerhaften Bedarfs an allgemeiner Beaufsichtigung und Betreuung. 
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Sozialgesetzbuch (SGB) - Elftes Buch (XI) - Soziale Pflegeversicherung (Artikel 1 des Gesetzes vom 
26. Mai 1994, BGBl. I S. 1014) 

  

§ 45b Zusätzliche Betreuungsleistungen 
   

  

(1) Versicherte, die die Voraussetzungen des § 45a erfüllen, können je nach Umfang des erheblichen 
allgemeinen Betreuungsbedarfs zusätzliche Betreuungsleistungen in Anspruch nehmen. Die Kosten 
hierfür werden ersetzt, höchstens jedoch 100 Euro monatlich (Grundbetrag) oder 200 Euro monatlich 
(erhöhter Betrag). Die Höhe des jeweiligen Anspruchs nach Satz 2 wird von der Pflegekasse auf 
Empfehlung des Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung im Einzelfall festgelegt und dem 
Versicherten mitgeteilt. Der Spitzenverband Bund der Pflegekassen beschließt unter Beteiligung des 
Medizinischen Dienstes des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen, des Verbandes der privaten 
Krankenversicherung e. V., der kommunalen Spitzenverbände auf Bundesebene und der maßgeblichen 
Organisationen für die Wahrnehmung der Interessen und der Selbsthilfe der pflegebedürftigen und 
behinderten Menschen auf Bundesebene Richtlinien über einheitliche Maßstäbe zur Bewertung des 
Hilfebedarfs auf Grund der Schädigungen und Fähigkeitsstörungen in den in § 45a Abs. 2 Nr. 1 bis 13 
aufgeführten Bereichen für die Empfehlung des Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung zur 
Bemessung der jeweiligen Höhe des Betreuungsbetrages; § 17 Abs. 2 gilt entsprechend. Der Betrag ist 
zweckgebunden einzusetzen für qualitätsgesicherte Betreuungsleistungen. Er dient der Erstattung von 
Aufwendungen, die den Versicherten entstehen im Zusammenhang mit der Inanspruchnahme von 
Leistungen  

1. der Tages- oder Nachtpflege, 

2. der Kurzzeitpflege, 

3. der zugelassenen Pflegedienste, sofern es sich um besondere Angebote der allgemeinen Anleitung 
und Betreuung und nicht um Leistungen der Grundpflege und hauswirtschaftlichen Versorgung 
handelt, oder 

4. der nach Landesrecht anerkannten niedrigschwelligen Betreuungsangebote, die nach § 45c 
gefördert oder förderungsfähig sind. 

(2) Die Pflegebedürftigen erhalten die zusätzlichen finanziellen Mittel auf Antrag von der zuständigen 
Pflegekasse oder dem zuständigen privaten Versicherungsunternehmen sowie im Fall der 
Beihilfeberechtigung anteilig von der Beihilfefestsetzungsstelle gegen Vorlage entsprechender Belege 
über entstandene Eigenbelastungen im Zusammenhang mit der Inanspruchnahme der in Absatz 1 
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genannten Betreuungsleistungen. Die Leistung nach Absatz 1 kann innerhalb des jeweiligen 
Kalenderjahres in Anspruch genommen werden; wird die Leistung in einem Kalenderjahr nicht 
ausgeschöpft, kann der nicht verbrauchte Betrag in das folgende Kalenderhalbjahr übertragen werden. 
Ist der Betrag für zusätzliche Betreuungsleistungen nach dem bis zum 30. Juni 2008 geltenden Recht 
nicht ausgeschöpft worden, kann der nicht verbrauchte kalenderjährliche Betrag in das zweite Halbjahr 
2008 und in das Jahr 2009 übertragen werden. 

(3) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung das Nähere über die 
Anerkennung der niedrigschwelligen Betreuungsangebote zu bestimmen. 
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Sozialgesetzbuch (SGB) - Elftes Buch (XI) - Soziale Pflegeversicherung (Artikel 1 des Gesetzes vom 
26. Mai 1994, BGBl. I S. 1014) 

  

§ 87a Berechnung und Zahlung des Heimentgelts 
   

  

(1) Die Pflegesätze, die Entgelte für Unterkunft und Verpflegung sowie die gesondert berechenbaren 
Investitionskosten (Gesamtheimentgelt) werden für den Tag der Aufnahme des Pflegebedürftigen in das 
Pflegeheim sowie für jeden weiteren Tag des Heimaufenthalts berechnet (Berechnungstag). Die 
Zahlungspflicht der Heimbewohner oder ihrer Kostenträger endet mit dem Tag, an dem der 
Heimbewohner aus dem Heim entlassen wird oder verstirbt. Zieht ein Pflegebedürftiger in ein anderes 
Heim um, darf nur das aufnehmende Pflegeheim ein Gesamtheimentgelt für den Verlegungstag 
berechnen. Von den Sätzen 1 bis 3 abweichende Vereinbarungen zwischen dem Pflegeheim und dem 
Heimbewohner oder dessen Kostenträger sind nichtig. Der Pflegeplatz ist im Fall vorübergehender 
Abwesenheit vom Pflegeheim für einen Abwesenheitszeitraum von bis zu 42 Tagen im Kalenderjahr für 
den Pflegebedürftigen freizuhalten. Abweichend hiervon verlängert sich der Abwesenheitszeitraum bei 
Krankenhausaufenthalten und bei Aufenthalten in Rehabilitationseinrichtungen für die Dauer dieser 
Aufenthalte. In den Rahmenverträgen nach § 75 sind für die nach den Sätzen 5 und 6 bestimmten 
Abwesenheitszeiträume, soweit drei Kalendertage überschritten werden, Abschläge von mindestens 25 
vom Hundert der Pflegevergütung, der Entgelte für Unterkunft und Verpflegung und der Zuschläge nach 
§ 92b vorzusehen. 

(2) Bestehen Anhaltspunkte dafür, dass der pflegebedürftige Heimbewohner auf Grund der Entwicklung 
seines Zustands einer höheren Pflegestufe zuzuordnen ist, so ist er auf schriftliche Aufforderung des 
Heimträgers verpflichtet, bei seiner Pflegekasse die Zuordnung zu einer höheren Pflegestufe zu 
beantragen. Die Aufforderung ist zu begründen und auch der Pflegekasse sowie bei 
Sozialhilfeempfängern dem zuständigen Träger der Sozialhilfe zuzuleiten. Weigert sich der 
Heimbewohner, den Antrag zu stellen, kann der Heimträger ihm oder seinem Kostenträger ab dem 
ersten Tag des zweiten Monats nach der Aufforderung vorläufig den Pflegesatz nach der nächsthöheren 
Pflegeklasse berechnen. Werden die Voraussetzungen für eine höhere Pflegestufe vom Medizinischen 
Dienst nicht bestätigt und lehnt die Pflegekasse eine Höherstufung deswegen ab, hat das Pflegeheim 
dem Pflegebedürftigen den überzahlten Betrag unverzüglich zurückzuzahlen; der Rückzahlungsbetrag 
ist rückwirkend ab dem in Satz 3 genannten Zeitpunkt mit wenigstens 5 vom Hundert zu verzinsen. 

(3) Die dem pflegebedürftigen Heimbewohner nach den §§ 41 bis 43 zustehenden Leistungsbeträge 
sind von seiner Pflegekasse mit befreiender Wirkung unmittelbar an das Pflegeheim zu zahlen. 
Maßgebend für die Höhe des zu zahlenden Leistungsbetrags ist der Leistungsbescheid der 
Pflegekasse, unabhängig davon, ob der Bescheid bestandskräftig ist oder nicht. Die von den 
Pflegekassen zu zahlenden Leistungsbeträge werden bei vollstationärer Pflege (§ 43) zum 15. eines 
jeden Monats fällig. 

(4) Pflegeeinrichtungen, die Leistungen im Sinne des § 43 erbringen, erhalten von der Pflegekasse 
zusätzlich den Betrag von 1.536 Euro, wenn der Pflegebedürftige nach der Durchführung aktivierender 
oder rehabilitativer Maßnahmen in eine niedrigere Pflegestufe oder von erheblicher zu nicht erheblicher 
Pflegebedürftigkeit zurückgestuft wurde. Der Betrag wird entsprechend § 30 angepasst. Der von der 
Pflegekasse gezahlte Betrag ist von der Pflegeeinrichtung zurückzuzahlen, wenn der Pflegebedürftige 
innerhalb von sechs Monaten in eine höhere Pflegestufe oder von nicht erheblicher zu erheblicher 
Pflegebedürftigkeit eingestuft wird. 

© juris GmbH 
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Sozialgesetzbuch (SGB) - Elftes Buch (XI) - Soziale Pflegeversicherung (Artikel 1 des Gesetzes vom 
26. Mai 1994, BGBl. I S. 1014) 

  

§ 87b Vergütungszuschläge für Pflegebedürftige mit erheblichem 

allgemeinem Betreuungsbedarf 
   

  

(1) Stationäre Pflegeeinrichtungen haben abweichend von § 84 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 4 Satz 1 sowie 
unter entsprechender Anwendung der §§ 45a, 85 und 87a für die zusätzliche Betreuung und Aktivierung 
der pflegebedürftigen Heimbewohner mit erheblichem Bedarf an allgemeiner Beaufsichtigung und 
Betreuung Anspruch auf Vereinbarung leistungsgerechter Zuschläge zur Pflegevergütung. Die 
Vereinbarung der Vergütungszuschläge setzt voraus, dass  

1. die Heimbewohner über die nach Art und Schwere der Pflegebedürftigkeit notwendige Versorgung 
hinaus zusätzlich betreut und aktiviert werden, 

2. das Pflegeheim für die zusätzliche Betreuung und Aktivierung der Heimbewohner über zusätzliches 
Betreuungspersonal, in vollstationären Pflegeeinrichtungen in sozialversicherungspflichtiger 
Beschäftigung verfügt und die Aufwendungen für dieses Personal weder bei der Bemessung der 
Pflegesätze noch bei den Zusatzleistungen nach § 88 berücksichtigt werden, 

3. die Vergütungszuschläge auf der Grundlage vereinbart werden, dass in der Regel für jeden 
Heimbewohner mit erheblichem allgemeinem Bedarf an Beaufsichtigung und Betreuung der 
vierundzwanzigste Teil der Personalaufwendungen für eine zusätzliche Vollzeitkraft finanziert wird 
und 

4. die Vertragsparteien Einvernehmen erzielt haben, dass der vereinbarte Vergütungszuschlag nicht 
berechnet werden darf, soweit die zusätzliche Betreuung und Aktivierung für Heimbewohner nicht 
erbracht wird. 

Eine Vereinbarung darf darüber hinaus nur mit Pflegeheimen getroffen werden, die Pflegebedürftige und 
ihre Angehörigen im Rahmen der Verhandlung und des Abschlusses des Heimvertrages nachprüfbar 
und deutlich darauf hinweisen, dass ein zusätzliches Betreuungsangebot, für das ein 
Vergütungszuschlag nach Absatz 1 gezahlt wird, besteht. Die Leistungs- und Preisvergleichsliste nach § 
7 Abs. 3 ist entsprechend zu ergänzen. 

(2) Der Vergütungszuschlag ist von der Pflegekasse zu tragen und von dem privaten 
Versicherungsunternehmen im Rahmen des vereinbarten Versicherungsschutzes zu erstatten; § 28 
Absatz 2 ist entsprechend anzuwenden. Mit den Vergütungszuschlägen sind alle zusätzlichen 
Leistungen der Betreuung und Aktivierung für Heimbewohner im Sinne von Absatz 1 abgegolten. Die 
Heimbewohner und die Träger der Sozialhilfe dürfen mit den Vergütungszuschlägen weder ganz noch 
teilweise belastet werden. Mit der Zahlung des Vergütungszuschlags von der Pflegekasse an die 
Pflegeeinrichtung hat der Pflegebedürftige Anspruch auf Erbringung der zusätzlichen Betreuung und 
Aktivierung gegenüber der Pflegeeinrichtung. 

(3) Der Spitzenverband Bund der Pflegekassen hat für die zusätzlich einzusetzenden Betreuungskräfte 
auf der Grundlage des § 45c Abs. 3 Richtlinien zur Qualifikation und zu den Aufgaben in der stationären 
Versorgung der Pflegebedürftigen zu beschließen; er hat hierzu die Bundesvereinigungen der Träger 
stationärer Pflegeeinrichtungen anzuhören und den allgemein anerkannten Stand medizinisch-
pflegerischer Erkenntnisse zu beachten. Die Richtlinien werden für alle Pflegekassen und deren 
Verbände sowie für die stationären Pflegeeinrichtungen erst nach Genehmigung durch das 
Bundesministerium für Gesundheit wirksam; § 17 Abs. 2 gilt entsprechend. 
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Sozialgesetzbuch (SGB) - Elftes Buch (XI) - Soziale Pflegeversicherung (Artikel 1 des Gesetzes vom 
26. Mai 1994, BGBl. I S. 1014) 

  

§ 123 Übergangsregelung: Verbesserte Pflegeleistungen für Personen mit 

erheblich eingeschränkter Alltagskompetenz 
   

  

(1) Versicherte, die wegen erheblich eingeschränkter Alltagskompetenz die Voraussetzungen des § 45a 
erfüllen, haben neben den Leistungen nach § 45b bis zum Inkrafttreten eines Gesetzes, das die 
Leistungsgewährung aufgrund eines neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs und eines entsprechenden 
Begutachtungsverfahrens regelt, Ansprüche auf Pflegeleistungen nach Maßgabe der folgenden 
Absätze. 

(2) Versicherte ohne Pflegestufe haben je Kalendermonat Anspruch auf  

1. Pflegegeld nach § 37 in Höhe von 120 Euro oder 

2. Pflegesachleistungen nach § 36 in Höhe von bis zu 225 Euro oder 

3. Kombinationsleistungen aus den Nummern 1 und 2 (§ 38) 

sowie Ansprüche nach den §§ 39 und 40. 

(3) Für Pflegebedürftige der Pflegestufe I erhöhen sich das Pflegegeld nach § 37 um 70 Euro auf 305 
Euro und die Pflegesachleistungen nach § 36 um 215 Euro auf bis zu 665 Euro. 

(4) Für Pflegebedürftige der Pflegestufe II erhöhen sich das Pflegegeld nach § 37 um 85 Euro auf 525 
Euro und die Pflegesachleistungen nach § 36 um 150 Euro auf bis zu 1 250 Euro. 

  
© juris GmbH



 P r o f .  D r .  C .  S t o c k  | 

 

Aachener Caritas Dienste g GmbH Fortbildung Einzugsberatung 2013 - 15 - 
k:\caritas_seminar_2013\caritas_einzugsberatung_gesetze_teil_1.docx 

 
   

 

  
 juris-Abkürzung: SGB 11 
Fassung vom: 23.10.2012
Gültig ab: 01.01.2013
Dokumenttyp: Gesetz 

 

  
Quelle: 

 
FNA: FNA 860-

11 
 

Sozialgesetzbuch (SGB) - Elftes Buch (XI) - Soziale Pflegeversicherung (Artikel 1 des Gesetzes vom 
26. Mai 1994, BGBl. I S. 1014) 

  

§ 124 Übergangsregelung: Häusliche Betreuung 
   

  

(1) Pflegebedürftige der Pflegestufen I bis III sowie Versicherte, die wegen erheblich eingeschränkter 
Alltagskompetenz die Voraussetzungen des § 45a erfüllen, haben bis zum Inkrafttreten eines Gesetzes, 
das die Leistungsgewährung aufgrund eines neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs und eines 
entsprechenden Begutachtungsverfahrens regelt, nach den §§ 36 und 123 einen Anspruch auf 
häusliche Betreuung. 

(2) Leistungen der häuslichen Betreuung werden neben Grundpflege und hauswirtschaftlicher 
Versorgung als pflegerische Betreuungsmaßnahmen erbracht. Sie umfassen Unterstützung und 
sonstige Hilfen im häuslichen Umfeld des Pflegebedürftigen oder seiner Familie und schließen 
insbesondere das Folgende mit ein:  

1. Unterstützung von Aktivitäten im häuslichen Umfeld, die dem Zweck der Kommunikation und der 
Aufrechterhaltung sozialer Kontakte dienen, 

2. Unterstützung bei der Gestaltung des häuslichen Alltags, insbesondere Hilfen zur Entwicklung und 
Aufrechterhaltung einer Tagesstruktur, zur Durchführung bedürfnisgerechter Beschäftigungen und 
zur Einhaltung eines bedürfnisgerechten Tag-/Nacht-Rhythmus. 

Häusliche Betreuung kann von mehreren Pflegebedürftigen oder Versicherten mit erheblich 
eingeschränkter Alltagskompetenz auch als gemeinschaftliche häusliche Betreuung im häuslichen 
Umfeld einer oder eines Beteiligten oder seiner Familie als Sachleistung in Anspruch genommen 
werden. 

(3) Der Anspruch auf häusliche Betreuung setzt voraus, dass die Grundpflege und die 
hauswirtschaftliche Versorgung im Einzelfall sichergestellt sind. 

(4) Das Siebte, das Achte und das Elfte Kapitel sind entsprechend anzuwenden. 
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Sozialgesetzbuch (SGB) Zwölftes Buch (XII) - Sozialhilfe - (Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Dezember 
2003, BGBl. I S. 3022) 

  

§ 27b Notwendiger Lebensunterhalt in Einrichtungen 
   

  

(1) Der notwendige Lebensunterhalt in Einrichtungen umfasst den darin erbrachten sowie in stationären 
Einrichtungen zusätzlich den weiteren notwendigen Lebensunterhalt. Der notwendige Lebensunterhalt 
in stationären Einrichtungen entspricht dem Umfang der Leistungen der Grundsicherung nach § 42 
Nummer 1, 2 und 4. 

(2) Der weitere notwendige Lebensunterhalt umfasst insbesondere Kleidung und einen angemessenen 
Barbetrag zur persönlichen Verfügung; § 31 Absatz 2 Satz 2 ist nicht anzuwenden. 
Leistungsberechtigte, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, erhalten einen Barbetrag in Höhe von 
mindestens 27 vom Hundert der Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28. Für 
Leistungsberechtigte, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, setzen die zuständigen 
Landesbehörden oder die von ihnen bestimmten Stellen für die in ihrem Bereich bestehenden 
Einrichtungen die Höhe des Barbetrages fest. Der Barbetrag wird gemindert, soweit dessen 
bestimmungsgemäße Verwendung durch oder für die Leistungsberechtigten nicht möglich ist. 
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Elftes Kapitel 

Einsatz des Einkommens und des Vermögens 

Erster Abschnitt 

Einkommen 

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 82 Begriff des Einkommens 
(1) Zum Einkommen gehören alle Einkünfte in Geld oder Geldeswert mit Ausnahme der Leistungen nach diesem Buch, 
der Grundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz und nach den Gesetzen, die eine entsprechende Anwendung des 
Bundesversorgungsgesetzes vorsehen und der Renten oder Beihilfen nach dem Bundesentschädigungsgesetz für 
Schaden an Leben sowie an Körper oder Gesundheit, bis zur Höhe der vergleichbaren Grundrente nach dem 
Bundesversorgungsgesetz. Einkünfte aus Rückerstattungen, die auf Vorauszahlungen beruhen, die 
Leistungsberechtigte aus dem Regelsatz erbracht haben, sind kein Einkommen. Bei Minderjährigen ist das Kindergeld 
dem jeweiligen Kind als Einkommen zuzurechnen, soweit es bei diesem zur Deckung des notwendigen 

Lebensunterhaltes, mit Ausnahme der Bedarfe nach § 34, benötigt wird. 

(2) Von dem Einkommen sind abzusetzen 

1. 

auf das Einkommen entrichtete Steuern, 
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2. 
Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung einschließlich der Beiträge zur Arbeitsförderung, 

3. 
Beiträge zu öffentlichen oder privaten Versicherungen oder ähnlichen Einrichtungen, soweit diese Beiträge 
gesetzlich vorgeschrieben oder nach Grund und Höhe angemessen sind, sowie geförderte 
Altersvorsorgebeiträge nach § 82 des Einkommensteuergesetzes, soweit sie den Mindesteigenbeitrag nach § 
86 des Einkommensteuergesetzes nicht überschreiten, 

4. 
die mit der Erzielung des Einkommens verbundenen notwendigen Ausgaben, 

5. 
das Arbeitsförderungsgeld und Erhöhungsbeträge des Arbeitsentgelts im Sinne von § 43 Satz 4 des Neunten 
Buches. 

(3) Bei der Hilfe zum Lebensunterhalt und Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung ist ferner ein Betrag in 
Höhe von 30 vom Hundert des Einkommens aus selbständiger und nichtselbständiger Tätigkeit der 
Leistungsberechtigten abzusetzen, höchstens jedoch 50 vom Hundert der Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28. 
Abweichend von Satz 1 ist bei einer Beschäftigung in einer Werkstatt für behinderte Menschen von dem Entgelt ein 
Achtel der Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28 zuzüglich 25 vom Hundert des diesen Betrag übersteigenden 
Entgelts abzusetzen. Im Übrigen kann in begründeten Fällen ein anderer als in Satz 1 festgelegter Betrag vom 
Einkommen abgesetzt werden. Erhält eine leistungsberechtigte Person mindestens aus einer Tätigkeit Bezüge oder 
Einnahmen, die nach § 3 Nummer 12, 26, 26a oder 26b des Einkommensteuergesetzes steuerfrei sind, ist abweichend 
von den Sätzen 1 und 2 ein Betrag von bis zu 200 Euro monatlich nicht als Einkommen zu berücksichtigen. 

(4) (weggefallen) 

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 83 Nach Zweck und Inhalt bestimmte Leistungen 
(1) Leistungen, die auf Grund öffentlich-rechtlicher Vorschriften zu einem ausdrücklich genannten Zweck erbracht 

werden, sind nur so weit als Einkommen zu berücksichtigen, als die Sozialhilfe im Einzelfall demselben Zweck dient. 

(2) Eine Entschädigung, die wegen eines Schadens, der nicht Vermögensschaden ist, nach § 253 Abs. 2 des 

Bürgerlichen Gesetzbuches geleistet wird, ist nicht als Einkommen zu berücksichtigen. 

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 84 Zuwendungen 
(1) Zuwendungen der freien Wohlfahrtspflege bleiben als Einkommen außer Betracht. Dies gilt nicht, soweit die 
Zuwendung die Lage der Leistungsberechtigten so günstig beeinflusst, dass daneben Sozialhilfe ungerechtfertigt wäre. 

(2) Zuwendungen, die ein anderer erbringt, ohne hierzu eine rechtliche oder sittliche Pflicht zu haben, sollen als 
Einkommen außer Betracht bleiben, soweit ihre Berücksichtigung für die Leistungsberechtigten eine besondere Härte 

bedeuten würde. 

Zweiter Abschnitt 

Einkommensgrenzen für die Leistungen nach dem Fünften bis Neunten 

Kapitel 

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 85 Einkommensgrenze 

(1) Bei der Hilfe nach dem Fünften bis Neunten Kapitel ist der nachfragenden Person und ihrem nicht getrennt lebenden 
Ehegatten oder Lebenspartner die Aufbringung der Mittel nicht zuzumuten, wenn während der Dauer des Bedarfs ihr 

monatliches Einkommen zusammen eine Einkommensgrenze nicht übersteigt, die sich ergibt aus 

1. 

einem Grundbetrag in Höhe des Zweifachen der Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28, 

2. 
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den Kosten der Unterkunft, soweit die Aufwendungen hierfür den der Besonderheit des Einzelfalles 
angemessenen Umfang nicht übersteigen und 

3. 
einem Familienzuschlag in Höhe des auf volle Euro aufgerundeten Betrages von 70 vom Hundert der 
Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28 für den nicht getrennt lebenden Ehegatten oder Lebenspartner 
und für jede Person, die von der nachfragenden Person, ihrem nicht getrennt lebenden Ehegatten oder 
Lebenspartner überwiegend unterhalten worden ist oder für die sie nach der Entscheidung über die Erbringung 
der Sozialhilfe unterhaltspflichtig werden. 

(2) Ist die nachfragende Person minderjährig und unverheiratet, so ist ihr und ihren Eltern die Aufbringung der Mittel 
nicht zuzumuten, wenn während der Dauer des Bedarfs das monatliche Einkommen der nachfragenden Person und 
ihrer Eltern zusammen eine Einkommensgrenze nicht übersteigt, die sich ergibt aus 
1. 

einem Grundbetrag in Höhe des Zweifachen der Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28, 

2. 
den Kosten der Unterkunft, soweit die Aufwendungen hierfür den der Besonderheit des Einzelfalles 
angemessenen Umfang nicht übersteigen und 

3. 
einem Familienzuschlag in Höhe des auf volle Euro aufgerundeten Betrages von 70 vom Hundert der 
Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28 für einen Elternteil, wenn die Eltern zusammenleben, sowie für 
die nachfragende Person und für jede Person, die von den Eltern oder der nachfragenden Person 
überwiegend unterhalten worden ist oder für die sie nach der Entscheidung über die Erbringung der Sozialhilfe 
unterhaltspflichtig werden. 

Leben die Eltern nicht zusammen, richtet sich die Einkommensgrenze nach dem Elternteil, bei dem die nachfragende 
Person lebt. Lebt sie bei keinem Elternteil, bestimmt sich die Einkommensgrenze nach Absatz 1. 
(3) Die maßgebende Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28 bestimmt sich nach dem Ort, an dem der 
Leistungsberechtigte die Leistung erhält. Bei der Leistung in einer Einrichtung sowie bei Unterbringung in einer anderen 
Familie oder bei den in § 107 genannten anderen Personen bestimmt er sich nach dem gewöhnlichen Aufenthalt des 
Leistungsberechtigten oder, wenn im Falle des Absatzes 2 auch das Einkommen seiner Eltern oder eines Elternteils 
maßgebend ist, nach deren gewöhnlichem Aufenthalt. Ist ein gewöhnlicher Aufenthalt im Inland nicht vorhanden oder 

nicht zu ermitteln, ist Satz 1 anzuwenden. 

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 86 Abweichender Grundbetrag 
Die Länder und, soweit landesrechtliche Vorschriften nicht entgegenstehen, auch die Träger der Sozialhilfe können für 
bestimmte Arten der Hilfe nach dem Fünften bis Neunten Kapitel der Einkommensgrenze einen höheren Grundbetrag zu 
Grunde legen. 

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 87 Einsatz des Einkommens über der Einkommensgrenze 
(1) Soweit das zu berücksichtigende Einkommen die Einkommensgrenze übersteigt, ist die Aufbringung der Mittel in 
angemessenem Umfang zuzumuten. Bei der Prüfung, welcher Umfang angemessen ist, sind insbesondere die Art des 
Bedarfs, die Art oder Schwere der Behinderung oder der Pflegebedürftigkeit, die Dauer und Höhe der erforderlichen 
Aufwendungen sowie besondere Belastungen der nachfragenden Person und ihrer unterhaltsberechtigten Angehörigen 
zu berücksichtigen. Bei schwerstpflegebedürftigen Menschen nach § 64 Abs. 3 und blinden Menschen nach § 72 ist ein 

Einsatz des Einkommens über der Einkommensgrenze in Höhe von mindestens 60 vom Hundert nicht zuzumuten. 

(2) Verliert die nachfragende Person durch den Eintritt eines Bedarfsfalles ihr Einkommen ganz oder teilweise und ist ihr 
Bedarf nur von kurzer Dauer, so kann die Aufbringung der Mittel auch aus dem Einkommen verlangt werden, das sie 
innerhalb eines angemessenen Zeitraumes nach dem Wegfall des Bedarfs erwirbt und das die Einkommensgrenze 
übersteigt, jedoch nur insoweit, als ihr ohne den Verlust des Einkommens die Aufbringung der Mittel zuzumuten 
gewesen wäre. 

(3) Bei einmaligen Leistungen zur Beschaffung von Bedarfsgegenständen, deren Gebrauch für mindestens ein Jahr 
bestimmt ist, kann die Aufbringung der Mittel nach Maßgabe des Absatzes 1 auch aus dem Einkommen verlangt 
werden, das die in § 19 Abs. 3 genannten Personen innerhalb eines Zeitraumes von bis zu drei Monaten nach Ablauf 
des Monats, in dem über die Leistung entschieden worden ist, erwerben. 
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Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 88 Einsatz des Einkommens unter der Einkommensgrenze 

(1) Die Aufbringung der Mittel kann, auch soweit das Einkommen unter der Einkommensgrenze liegt, verlangt werden, 

1. 

soweit von einem anderen Leistungen für einen besonderen Zweck erbracht werden, für den sonst Sozialhilfe 
zu leisten wäre, 

2. 
wenn zur Deckung des Bedarfs nur geringfügige Mittel erforderlich sind. 

Darüber hinaus soll in angemessenem Umfang die Aufbringung der Mittel verlangt werden, wenn eine Person für 
voraussichtlich längere Zeit Leistungen in einer stationären Einrichtung bedarf. 
(2) Bei einer stationären Leistung in einer stationären Einrichtung wird von dem Einkommen, das der 
Leistungsberechtigte aus einer entgeltlichen Beschäftigung erzielt, die Aufbringung der Mittel in Höhe von einem Achtel 
der Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28 zuzüglich 25 vom Hundert des diesen Betrag übersteigenden 
Einkommens aus der Beschäftigung nicht verlangt. § 82 Abs. 3 ist nicht anzuwenden. 

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 89 Einsatz des Einkommens bei mehrfachem Bedarf 
(1) Wird im Einzelfall der Einsatz eines Teils des Einkommens zur Deckung eines bestimmten Bedarfs zugemutet oder 
verlangt, darf dieser Teil des Einkommens bei der Prüfung, inwieweit der Einsatz des Einkommens für einen anderen 

gleichzeitig bestehenden Bedarf zuzumuten ist oder verlangt werden kann, nicht berücksichtigt werden. 

(2) Sind im Fall des Absatzes 1 für die Bedarfsfälle verschiedene Träger der Sozialhilfe zuständig, hat die Entscheidung 
über die Leistung für den zuerst eingetretenen Bedarf den Vorrang. Treten die Bedarfsfälle gleichzeitig ein, ist das über 

der Einkommensgrenze liegende Einkommen zu gleichen Teilen bei den Bedarfsfällen zu berücksichtigen. 

Dritter Abschnitt 

Vermögen 

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 90 Einzusetzendes Vermögen 
(1) Einzusetzen ist das gesamte verwertbare Vermögen. 

(2) Die Sozialhilfe darf nicht abhängig gemacht werden vom Einsatz oder von der Verwertung 

1. 

eines Vermögens, das aus öffentlichen Mitteln zum Aufbau oder zur Sicherung einer Lebensgrundlage oder 
zur Gründung eines Hausstandes erbracht wird, 

2. 
eines Kapitals einschließlich seiner Erträge, das der zusätzlichen Altersvorsorge im Sinne des § 10a oder des 
Abschnitts XI des Einkommensteuergesetzes dient und dessen Ansammlung staatlich gefördert wurde, 

3. 
eines sonstigen Vermögens, solange es nachweislich zur baldigen Beschaffung oder Erhaltung eines 
Hausgrundstücks im Sinne der Nummer 8 bestimmt ist, soweit dieses Wohnzwecken behinderter (§ 53 Abs. 1 
Satz 1 und § 72) oder pflegebedürftiger Menschen (§ 61) dient oder dienen soll und dieser Zweck durch den 
Einsatz oder die Verwertung des Vermögens gefährdet würde, 

4. 
eines angemessenen Hausrats; dabei sind die bisherigen Lebensverhältnisse der nachfragenden Person zu 
berücksichtigen, 

5. 
von Gegenständen, die zur Aufnahme oder Fortsetzung der Berufsausbildung oder der Erwerbstätigkeit 
unentbehrlich sind, 
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6. 
von Familien- und Erbstücken, deren Veräußerung für die nachfragende Person oder ihre Familie eine 
besondere Härte bedeuten würde, 

7. 
von Gegenständen, die zur Befriedigung geistiger, insbesondere wissenschaftlicher oder künstlerischer 
Bedürfnisse dienen und deren Besitz nicht Luxus ist, 

8. 
eines angemessenen Hausgrundstücks, das von der nachfragenden Person oder einer anderen in den § 19 
Abs. 1 bis 3 genannten Person allein oder zusammen mit Angehörigen ganz oder teilweise bewohnt wird und 
nach ihrem Tod von ihren Angehörigen bewohnt werden soll. Die Angemessenheit bestimmt sich nach der 
Zahl der Bewohner, dem Wohnbedarf (zum Beispiel behinderter, blinder oder pflegebedürftiger Menschen), 
der Grundstücksgröße, der Hausgröße, dem Zuschnitt und der Ausstattung des Wohngebäudes sowie dem 
Wert des Grundstücks einschließlich des Wohngebäudes, 

9. 
kleinerer Barbeträge oder sonstiger Geldwerte; dabei ist eine besondere Notlage der nachfragenden Person 
zu berücksichtigen. 

(3) Die Sozialhilfe darf ferner nicht vom Einsatz oder von der Verwertung eines Vermögens abhängig gemacht werden, 
soweit dies für den, der das Vermögen einzusetzen hat, und für seine unterhaltsberechtigten Angehörigen eine Härte 
bedeuten würde. Dies ist bei der Leistung nach dem Fünften bis Neunten Kapitel insbesondere der Fall, soweit eine 
angemessene Lebensführung oder die Aufrechterhaltung einer angemessenen Alterssicherung wesentlich erschwert 
würde. 

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 91 Darlehen 
Soweit nach § 90 für den Bedarf der nachfragenden Person Vermögen einzusetzen ist, jedoch der sofortige Verbrauch 
oder die sofortige Verwertung des Vermögens nicht möglich ist oder für die, die es einzusetzen hat, eine Härte bedeuten 
würde, soll die Sozialhilfe als Darlehen geleistet werden. Die Leistungserbringung kann davon abhängig gemacht 
werden, dass der Anspruch auf Rückzahlung dinglich oder in anderer Weise gesichert wird. 

Vierter Abschnitt 

Einschränkung der Anrechnung 

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 92 Anrechnung bei behinderten Menschen 
(1) Erfordert die Behinderung Leistungen für eine stationäre Einrichtung, für eine Tageseinrichtung für behinderte 
Menschen oder für ärztliche oder ärztlich verordnete Maßnahmen, sind die Leistungen hierfür auch dann in vollem 
Umfang zu erbringen, wenn den in § 19 Abs. 3 genannten Personen die Aufbringung der Mittel zu einem Teil zuzumuten 
ist. In Höhe dieses Teils haben sie zu den Kosten der erbrachten Leistungen beizutragen; mehrere Verpflichtete haften 

als Gesamtschuldner. 

(2) Den in § 19 Abs. 3 genannten Personen ist die Aufbringung der Mittel nur für die Kosten des Lebensunterhalts 
zuzumuten 

1. 

bei heilpädagogischen Maßnahmen für Kinder, die noch nicht eingeschult sind, 

2. 
bei der Hilfe zu einer angemessenen Schulbildung einschließlich der Vorbereitung hierzu, 

3. 
bei der Hilfe, die dem behinderten noch nicht eingeschulten Menschen die für ihn erreichbare Teilnahme am 
Leben in der Gemeinschaft ermöglichen soll, 

4. 
bei der Hilfe zur schulischen Ausbildung für einen angemessenen Beruf oder zur Ausbildung für eine sonstige 
angemessene Tätigkeit, wenn die hierzu erforderlichen Leistungen in besonderen Einrichtungen für behinderte 
Menschen erbracht werden, 

5. 
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bei Leistungen zur medizinischen Rehabilitation (§ 26 des Neunten Buches), 

6. 
bei Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben (§ 33 des Neunten Buches), 

7. 
bei Leistungen in anerkannten Werkstätten für behinderte Menschen nach § 41 des Neunten Buches und in 
vergleichbaren sonstigen Beschäftigungsstätten (§ 56), 

8. 
bei Hilfen zum Erwerb praktischer Kenntnisse und Fähigkeiten, die erforderlich und geeignet sind, behinderten 
Menschen die für sie erreichbare Teilhabe am Arbeitsleben zu ermöglichen, soweit diese Hilfen in besonderen 
teilstationären Einrichtungen für behinderte Menschen erbracht werden. 

Die in Satz 1 genannten Leistungen sind ohne Berücksichtigung von vorhandenem Vermögen zu erbringen. Die Kosten 
des in einer Einrichtung erbrachten Lebensunterhalts sind in den Fällen der Nummern 1 bis 6 nur in Höhe der für den 
häuslichen Lebensunterhalt ersparten Aufwendungen anzusetzen; dies gilt nicht für den Zeitraum, in dem gleichzeitig 
mit den Leistungen nach Satz 1 in der Einrichtung durchgeführte andere Leistungen überwiegen. Die Aufbringung der 
Mittel nach Satz 1 Nr. 7 und 8 ist aus dem Einkommen nicht zumutbar, wenn das Einkommen des behinderten 
Menschen insgesamt einen Betrag in Höhe des Zweifachen der Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28 nicht 
übersteigt. Die zuständigen Landesbehörden können Näheres über die Bemessung der für den häuslichen 
Lebensbedarf ersparten Aufwendungen und des Kostenbeitrags für das Mittagessen bestimmen. Zum Ersatz der Kosten 
nach den §§ 103 und 104 ist insbesondere verpflichtet, wer sich in den Fällen der Nummern 5 und 6 vorsätzlich oder 
grob fahrlässig nicht oder nicht ausreichend versichert hat. 
(3) Hat ein anderer als ein nach bürgerlichem Recht Unterhaltspflichtiger nach sonstigen Vorschriften Leistungen für 
denselben Zweck zu erbringen, dem die in Absatz 2 genannten Leistungen dienen, wird seine Verpflichtung durch 
Absatz 2 nicht berührt. Soweit er solche Leistungen erbringt, kann abweichend von Absatz 2 von den in § 19 Abs. 3 
genannten Personen die Aufbringung der Mittel verlangt werden. 

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 92a Einkommenseinsatz bei Leistungen für Einrichtungen 
(1) Erhält eine Person in einer teilstationären oder stationären Einrichtung Leistungen, kann die Aufbringung der Mittel 
für die Leistungen in der Einrichtung nach dem Dritten und Vierten Kapitel von ihr und ihrem nicht getrennt lebenden 
Ehegatten oder Lebenspartner aus dem gemeinsamen Einkommen verlangt werden, soweit Aufwendungen für den 

häuslichen Lebensunterhalt erspart werden. 

(2) Darüber hinaus soll in angemessenem Umfang die Aufbringung der Mittel verlangt werden, wenn eine Person auf 
voraussichtlich längere Zeit Leistungen in einer stationären Einrichtung bedarf. 

(3) Bei der Prüfung, welcher Umfang angemessen ist, ist auch der bisherigen Lebenssituation des im Haushalt 
verbliebenen, nicht getrennt lebenden Ehegatten oder Lebenspartners sowie der im Haushalt lebenden minderjährigen 

unverheirateten Kinder Rechnung zu tragen. 

(4) § 92 Abs. 2 bleibt unberührt. 

Fünfter Abschnitt 

Verpflichtungen anderer 

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 93 Übergang von Ansprüchen 
(1) Hat eine leistungsberechtigte Person oder haben bei Gewährung von Hilfen nach dem Fünften bis Neunten Kapitel 
auch ihre Eltern, ihr nicht getrennt lebender Ehegatte oder ihr Lebenspartner für die Zeit, für die Leistungen erbracht 
werden, einen Anspruch gegen einen anderen, der kein Leistungsträger im Sinne des § 12 des Ersten Buches ist, kann 
der Träger der Sozialhilfe durch schriftliche Anzeige an den anderen bewirken, dass dieser Anspruch bis zur Höhe 
seiner Aufwendungen auf ihn übergeht. Er kann den Übergang dieses Anspruchs auch wegen seiner Aufwendungen für 
diejenigen Leistungen des Dritten und Vierten Kapitels bewirken, die er gleichzeitig mit den Leistungen für die in Satz 1 
genannte leistungsberechtigte Person, deren nicht getrennt lebenden Ehegatten oder Lebenspartner und deren 
minderjährigen unverheirateten Kindern erbringt. Der Übergang des Anspruchs darf nur insoweit bewirkt werden, als bei 
rechtzeitiger Leistung des anderen entweder die Leistung nicht erbracht worden wäre oder in den Fällen des § 19 Abs. 5 
und des § 92 Abs. 1 Aufwendungsersatz oder ein Kostenbeitrag zu leisten wäre. Der Übergang ist nicht dadurch 

ausgeschlossen, dass der Anspruch nicht übertragen, verpfändet oder gepfändet werden kann. 
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(2) Die schriftliche Anzeige bewirkt den Übergang des Anspruchs für die Zeit, für die der leistungsberechtigten Person 

die Leistung ohne Unterbrechung erbracht wird. Als Unterbrechung gilt ein Zeitraum von mehr als zwei Monaten. 

(3) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen den Verwaltungsakt, der den Übergang des Anspruchs bewirkt, haben 
keine aufschiebende Wirkung. 

(4) Die §§ 115 und 116 des Zehnten Buches gehen der Regelung des Absatzes 1 vor. 

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 94 Übergang von Ansprüchen gegen einen nach bürgerlichem Recht 

Unterhaltspflichtigen 
(1) Hat die leistungsberechtigte Person für die Zeit, für die Leistungen erbracht werden, nach bürgerlichem Recht einen 
Unterhaltsanspruch, geht dieser bis zur Höhe der geleisteten Aufwendungen zusammen mit dem unterhaltsrechtlichen 
Auskunftsanspruch auf den Träger der Sozialhilfe über. Der Übergang des Anspruchs ist ausgeschlossen, soweit der 
Unterhaltsanspruch durch laufende Zahlung erfüllt wird. Der Übergang des Anspruchs ist auch ausgeschlossen, wenn 
die unterhaltspflichtige Person zum Personenkreis des § 19 gehört oder die unterhaltspflichtige Person mit der 
leistungsberechtigten Person vom zweiten Grad an verwandt ist; der Übergang des Anspruchs des 
Leistungsberechtigten nach dem Vierten Kapitel gegenüber Eltern und Kindern ist ausgeschlossen. Gleiches gilt für 
Unterhaltsansprüche gegen Verwandte ersten Grades einer Person, die schwanger ist oder ihr leibliches Kind bis zur 
Vollendung seines sechsten Lebensjahres betreut. § 93 Abs. 4 gilt entsprechend. Für Leistungsempfänger nach dem 

Dritten und Vierten Kapitel gilt für den Übergang des Anspruchs § 105 Abs. 2 entsprechend. 

(2) Der Anspruch einer volljährigen unterhaltsberechtigten Person, die behindert im Sinne von § 53 oder pflegebedürftig 
im Sinne von § 61 ist, gegenüber ihren Eltern wegen Leistungen nach dem Sechsten und Siebten Kapitel geht nur in 
Höhe von bis zu 26 Euro, wegen Leistungen nach dem Dritten Kapitel nur in Höhe von bis zu 20 Euro monatlich über. 
Es wird vermutet, dass der Anspruch in Höhe der genannten Beträge übergeht und mehrere Unterhaltspflichtige zu 
gleichen Teilen haften; die Vermutung kann widerlegt werden. Die in Satz 1 genannten Beträge verändern sich zum 
gleichen Zeitpunkt und um denselben Vomhundertsatz, um den sich das Kindergeld verändert. 

(3) Ansprüche nach Absatz 1 und 2 gehen nicht über, soweit 

1. 

die unterhaltspflichtige Person Leistungsberechtigte nach dem Dritten und Vierten Kapitel ist oder bei Erfüllung 
des Anspruchs würde oder 

2. 
der Übergang des Anspruchs eine unbillige Härte bedeuten würde. 

Der Träger der Sozialhilfe hat die Einschränkung des Übergangs nach Satz 1 zu berücksichtigen, wenn er von ihren 
Voraussetzungen durch vorgelegte Nachweise oder auf andere Weise Kenntnis hat. 
(4) Für die Vergangenheit kann der Träger der Sozialhilfe den übergegangenen Unterhalt außer unter den 
Voraussetzungen des bürgerlichen Rechts nur von der Zeit an fordern, zu welcher er dem Unterhaltspflichtigen die 
Erbringung der Leistung schriftlich mitgeteilt hat. Wenn die Leistung voraussichtlich auf längere Zeit erbracht werden 
muss, kann der Träger der Sozialhilfe bis zur Höhe der bisherigen monatlichen Aufwendungen auch auf künftige 

Leistungen klagen. 

(5) Der Träger der Sozialhilfe kann den auf ihn übergegangenen Unterhaltsanspruch im Einvernehmen mit der 
leistungsberechtigten Person auf diesen zur gerichtlichen Geltendmachung rückübertragen und sich den geltend 
gemachten Unterhaltsanspruch abtreten lassen. Kosten, mit denen die leistungsberechtigte Person dadurch selbst 

belastet wird, sind zu übernehmen. Über die Ansprüche nach den Absätzen 1 bis 4 ist im Zivilrechtsweg zu entscheiden. 

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 95 Feststellung der Sozialleistungen 
Der erstattungsberechtigte Träger der Sozialhilfe kann die Feststellung einer Sozialleistung betreiben sowie Rechtsmittel 
einlegen. Der Ablauf der Fristen, die ohne sein Verschulden verstrichen sind, wirkt nicht gegen ihn. Satz 2 gilt nicht für 

die Verfahrensfristen, soweit der Träger der Sozialhilfe das Verfahren selbst betreibt. 
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 juris-Abkürzung: SGB 12 
Fassung vom: 18.10.2012
Gültig ab: 01.01.2013
Dokumenttyp: Gesetz 

 

  
Quelle: 

 
FNA: FNA 860-

12 
 

Sozialgesetzbuch (SGB) Zwölftes Buch (XII) - Sozialhilfe - (Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Dezember 
2003, BGBl. I S. 3022) 

  

 Anlage (zu § 28): Regelbedarfsstufen nach § 28 in Euro 
   

  

gültig ab 
Regel- 

bedarfsstufe 
1 

Regel- 
bedarfsstufe 

2 

Regel- 
bedarfsstufe 

3 

Regel- 
bedarfsstufe 

4 

Regel- 
bedarfsstufe 

5 

Regel- 
bedarfsstufe 

6 

1. Januar 
2011 

364 328 291 287 251 215 

1. Januar 
2012 

374 337 299 287 251 219 

1. Januar 
2013 

382 345 306 289 255 224 

  
  

Regelbedarfsstufe 1: 
Für eine erwachsene leistungsberechtigte Person, die als alleinstehende oder alleinerziehende Person 
einen eigenen Haushalt führt; dies gilt auch dann, wenn in diesem Haushalt eine oder mehrere weitere 
erwachsene Personen leben, die der Regelbedarfsstufe 3 zuzuordnen sind. 

  
 Regelbedarfsstufe 2: 
 Für jeweils zwei erwachsene Leistungsberechtigte, die als Ehegatten, Lebenspartner oder in 
eheähnlicher oder lebenspartnerschaftsähnlicher Gemeinschaft einen gemeinsamen Haushalt führen. 

  
 Regelbedarfsstufe 3: 
 Für eine erwachsene leistungsberechtigte Person, die weder einen eigenen Haushalt führt, noch als 
Ehegatte, Lebenspartner oder in eheähnlicher oder lebenspartnerschaftsähnlicher Gemeinschaft einen 
gemeinsamen Haushalt führt. 

  
 Regelbedarfsstufe 4: 
 Für eine leistungsberechtigte Jugendliche oder einen leistungsberechtigten Jugendlichen vom Beginn 
des 15. bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres. 

  
 Regelbedarfsstufe 5: 
 Für ein leistungsberechtigtes Kind vom Beginn des siebten bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres. 

  
 Regelbedarfsstufe 6: 
 Für ein leistungsberechtigtes Kind bis zur Vollendung des sechsten Lebensjahres. 

  
© juris GmbH 
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Landespflegegesetz NRW 
 

§ 12 Pflegewohngeld 
Bewohnerorientierter Aufwendungszuschuss  

für Investitionskosten vollstationärer  

Dauerpflegeeinrichtungen (Pflegewohngeld) 

(1) Vollstationären Dauerpflegeeinrichtungen wird zur Finanzierung ihrer 
betriebsnotwendigen Investitionsaufwendungen Pflegewohngeld gewährt. Die als 
betriebsnotwendig anerkennungsfähigen Investitionskosten werden durch gesonderte 
Berechnung gemäß § 13 ermittelt. 

(2) Zugelassene vollstationäre Dauerpflegeeinrichtungen im Sinne von § 71 Abs. 2 SGB XI, 
die eine vertragliche Regelung nach § 85 SGB XI abgeschlossen haben, haben einen 
Anspruch gegen den zuständigen örtlichen Träger der Sozialhilfe oder den überörtlichen 
Träger der Kriegsopferfürsorge auf Gewährung von Zuschüssen zu den Aufwendungen der 
Pflegeeinrichtungen nach § 82 Abs. 2 Nrn. 1 und 3 SGB XI für Heimplätze solcher 
Heimbewohnerinnen und Heimbewohner, die Leistungen nach dem SGB XII oder nach den 
§§ 25, 25a und 25c BVG erhalten oder wegen der gesonderten Berechnung nicht geförderter 
Aufwendungen gemäß § 82 Abs. 3 und 4 SGB XI erhalten würden. Ausgenommen ist die 
Gewährung von Pflegewohngeld für die Finanzierung von Grundstücksmiete und -pacht. 

(3) Vollstationären Dauerpflegeeinrichtungen wird Pflegewohngeld gewährt, wenn das 
Einkommen und das Vermögen der Heimbewohnerin und des Heimbewohners im Sinne des 
Absatzes 2 und seines nicht getrennt lebenden Ehegatten oder ihren eingetragene 
Lebenspartnerinnen oder seinen Lebenspartnern zur Finanzierung der Aufwendungen für 
Investitionskosten ganz oder teilweise nicht ausreicht. Die Vorschriften des Ersten bis Dritten 
Abschnitts des Elften Kapitels des SGB XII und die §§ 25 ff. BVG zur Bestimmung des 
anrechenbaren Einkommens und des Vermögens bei der stationären Hilfe zur Pflege gelten 
entsprechend. Abweichend hiervon ist bei der Anrechnung des Einkommens der 
Heimbewohnerin und dem Heimbewohner ein weiterer Selbstbehalt von 50 Euro monatlich, 
mindestens jedoch der jeweilige Einkommensüberhang, zu belassen. Die Gewährung von 
Pflegewohngeld darf zudem nicht abhängig gemacht werden von dem Einsatz oder der 
Verwertung kleinerer Barbeträge und sonstiger Geldwerte in Höhe von bis zu 10.000 Euro. 
Der Fünfte Abschnitt des Elften Kapitels des SGB XII und die §§ 27g und 27h des BVG 
finden keine Anwendung. 

(4) Die Höhe des Anspruchs bemisst sich nach der Rechtsverordnung gemäß Absatz 6 und 
beläuft sich höchstens auf die anerkennungsfähigen betriebsnotwendigen 
Investitionsaufwendungen. 

(5) Das Pflegewohngeld ist kein Einkommen der Heimbewohnerin und des Heimbewohners 
im Sinne des SGB XII und des § 25e BVG. 

(6) Pflegewohngeld wird nur für die Plätze von Pflegebedürftigen gewährt, die ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt vor Heimeintritt im Land Nordrhein-Westfalen gehabt haben. Dies 
gilt nicht, sofern der Pflegebedürftige nachweist, dass in dem Kreis oder der kreisfreien Stadt, 
in dem oder in der die Pflegeeinrichtung ihren Sitz hat, ein in gerader oder nicht gerader Linie 
Verwandter des ersten oder zweiten Grades im Sinne des § 1589 BGB seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt i.S.v. § 30 Abs. 3 Satz 2 SGB I hat. 
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(7) Das für die Pflegeversicherung zuständige Ministerium wird ermächtigt, im Einvernehmen 
mit dem Innenministerium und dem Finanzministerium nach Anhörung der zuständigen 
Ausschüsse des Landtags durch Rechtsverordnung das Nähere über die Voraussetzungen der 
Leistungsgewährung, das Antragsverfahren, die Dauer der Leistungen, ihre Höhe und das 
Verfahren der Anpassung der Leistungen an die Kostenentwicklung zu regeln. Soweit 
Regelungen für Hilfen zur Darlehensabsicherung wegen des Gebotes der Trägervielfalt und 
unter Beachtung der Wirtschaftlichkeit erforderlich werden, gilt die Ermächtigung nach Satz 
1 entsprechend. 

   

Pflegeeinrichtungsförderverordnung – Auszug 

  

  
Amtliche Abkürzung: PflFEinrVO 
Fassung vom: 15.10.2003 
Gültig ab: 26.05.2005 
 Dokumenttyp:  Verordnung 

 

  
Quelle: 

 
Gliede-
rungs-Nr: 

820 

 

Verordnung 
über die Förderung der Investitionen 

 von Tages-, Nacht- und Kurzzeitpflegeeinrichtungen 
 sowie über den bewohnerorientierten Aufwendungszuschuss 

 vollstationärer Dauerpflegeeinrichtungen 
 (Pflegewohngeld) -Pflegeeinrichtungsförderverordnung  

 (PflFEinrVO) 

 Vom 15. Oktober 2003
 1)
 

§ 4 Sachliche und wirtschaftliche Voraussetzungen 
  

(1) Bezuschusst werden durch das Pflegewohngeld gesondert berechenbare Aufwendungen gemäß der 
Verordnung zur gesonderten Berechnung nicht geförderter Aufwendungen (GesBerVO) vom 15. 
Oktober 2003 (GV. NRW. S. 611)für die Pflegeheimplätze in vollstationären Pflegeeinrichtungen, die 

  

1.  die Voraussetzungen gemäß § 9 Abs. 2 PfG NW entsprechend der Verordnung über die 
allgemeinen Grundsätze der Förderung von Pflegeeinrichtungen (AllgFörderPflegeVO) vom 15. 
Oktober 2003 (GV. NRW. S. 610) erfüllen, 

2.  eine Zustimmung der gesonderten Berechnung gemäß § 13 PfG NW (GV. NRW. S. 380) durch 
die zuständige Behörde erhalten haben, 

3.  einen Versorgungsvertrag nach § 72 Abs. 1 SGB XI und eine Vergütungsvereinbarung nach § 
85 SGB XI abgeschlossen haben und 

4.  von Pflegebedürftigen genutzt werden, die 
a)  Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch (SGB XII) erhalten oder 

b)  Leistungen im Rahmen der Kriegsopferfürsorge nach dem Bundesversorgungsgesetz 
(BVG) unmittelbar oder in den Fällen des § 25 Abs. 4 BVG mittelbar erhalten oder 
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c)  Leistungen nach den Buchstaben a) oder b) wegen der gesonderten Berechnung 
zuzüglich eines weiteren Selbstbehaltes von 50 € erhalten würden und 

d)  einen Anspruch auf vollstationäre Pflege gemäß § 43 Abs. 1 SGB XI oder aufgrund 
eines vergleichbaren privaten Versicherungsvertrages haben. 

 (2) Vollstationären Dauerpflegeeinrichtungen wird Pflegewohngeld gewährt, wenn das Einkommen und 
das Vermögen der Person im Sinne des Absatzes 1 Nr. 4 und seines nicht getrennt lebenden Ehegatten 
oder nicht getrennt lebenden eingetragenen Lebenspartners zur Finanzierung der Aufwendungen für 
Investitionskosten ganz oder teilweise nicht ausreichen. Die Vorschriften des Ersten bis Dritten 
Abschnitts des Elften Kapitels des SGB XII und die §§ 25 ff. des BVG zur Bestimmung des 
anrechenbaren Einkommens und des Vermögens bei der stationären Hilfe zur Pflege gelten 
entsprechend. Abweichend hiervon ist bei der Anrechnung des Einkommens der Person im Sinne des 
Absatzes 1 Nr. 4 ein weiterer Selbstbehalt von 50 Euro monatlich, mindestens jedoch der jeweilige 
Einkommensüberhang zu belassen. Die Gewährung von Pflegewohngeld darf zudem nicht abhängig 
gemacht werden von dem Einsatz oder der Verwertung kleinerer Barbeträge und sonstiger Geldbeträge 
in Höhe von bis zu 10.000 €. Der Fünfte Abschnitt des Elften Kapitels des SGB XII und die §§ 27g und 
27h des BVG finden keine Anwendung. Pflegewohngeld wird an die in § 28 Abs. 2 SGB XI genannten 
Personen nur insoweit gewährt, als die gesondert berechenbaren Aufwendungen bei der 
Beihilfegewährung nicht berücksichtigt werden. 
  

 © juris GmbH 

§ 5 Berechnung des Pflegewohngeldes  
(1) Die Ermittlung des Pflegewohngeldes erfolgt aufgrund der berechenbaren Aufwendungen 
gemäß der Verordnung zur gesonderten Berechnung nicht geförderter Aufwendungen 
(GesBerVO) vom 15. Oktober 2003 (GV. NRW. S. 611).  
(2) Vom anrechenbaren Einkommen im Sinne von § 4 Abs. 2 sind  

a) der Barbetrag zur persönlichen Verfügung nach § 35 Abs. 2 SGB XII und für 
Personen, die sich am 31. Dezember 2004 in einer stationären Einrichtung befinden, 
der zusätzliche Barbetrag des § 133a SGB XII, (Anm. Stock: aktuell § 27b SGB XII) 

b) die Kosten für Unterkunft und Verpflegung,  
c) die von der Pflegekasse nicht abgedeckten Pflegekosten (§ 43 Abs. 2 SGB XI) und  
d) ein weiterer Selbstbehalt von 50 €, jedoch beschränkt auf den jeweiligen 

Einkommensüberhang,  
abzusetzen. Unter Berücksichtigung des danach verbleibenden Betrages wird Pflegewohngeld  
gewährt.  
(3) Bei der Ermittlung des monatlich zustehenden Pflegewohngeldes ist der 
Jahresdurchschnittswert von 30,42 Tagen zugrunde zu legen. Für den Monat des Einzugs und 
für den Monat des Auszugs ist die genaue Anzahl der Tage zugrunde zu legen.  
 

§ 6 Zuständige Behörde, Antragsverfahren  
(1) Pflegewohngeld wird auf Antrag des Einrichtungsträgers vom zuständigen örtlichen 
Träger der Sozialhilfe gewährt. Für Berechtigte nach dem BVG ist der überörtliche Träger der 
Kriegsopferfürsorge zuständig. Für Pflegewohngeld örtlich zuständig ist der Träger der 
Sozialhilfe oder der überörtliche Träger der Kriegsopferfürsorge, in dessen Bereich der 
Heimbewohner bzw. die Heimbewohnerin seinen/ihren gewöhnlichen Aufenthalt im 
Zeitpunkt der Aufnahme in ein Heim hat oder in den zwei Monaten vor der Aufnahme zuletzt 
gehabt hat. Für die Plätze von solchen Heimbewohnern oder Heimbewohnerinnen, für die 
nach § 12 Abs. 6 Satz 2 PfG NW eine Pflegewohngeldberechtigung besteht, ist der Träger der 
Sozialhilfe oder der überörtliche Träger der Kriegsopferfürsorge des tatsächlichen 
Aufenthaltes zuständig.  
(2) Stellt der Einrichtungsträger in den Fällen, in denen Pflegebedürftige Leistungen im Sinne 
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des § 4 Abs. 2 dieser Verordnung erhalten würden, keinen Antrag, so sind die 
Pflegebedürftigen  antragsberechtigt.  
(3) Die Pflegebedürftigen sind gegenüber der zuständigen Behörde nach Absatz 1 zur 
Mitwirkung verpflichtet. § 60 und § 66f. SGB I gelten entsprechend.  
 

§ 7 Dauer der Leistung  
(1) Pflegewohngeld wird ab Antragstellung gewährt, frühestens jedoch ab dem Eintritt der  
Voraussetzungen des § 4. Wird der Antrag binnen 3 Monaten nach Eintritt dieser 
Voraussetzungen gestellt, wird Pflegewohngeld ab dem Tag bewilligt, ab dem die 
Voraussetzungen erfüllt waren. § 16 Abs. 2 SGB I gilt entsprechend.  
(2) Pflegewohngeld wird - bei Fortbestand der Berechtigung - für einen Zeitraum von zwölf 
Monaten bewilligt. Eine vorzeitige Änderung der Bewilligung erfolgt nur, wenn 
Pflegebedürftige einer anderen Pflegestufe zugeordnet, neue Vergütungsregelungen 
vereinbart werden oder sich die gesonderte Berechnung der Investitionskosten verändert. 

 
 

Beihilfenverordnung NRW - BVO NRW 
 

   

  
Amtliche Abkürzung: BVO NRW 
Fassung vom: 05.11.2009 
Gültig ab: 01.01.2013 
Gültig bis: 31.12.2015 
 Dokumenttyp:  Verordnung 

 

  
Quelle: 

 
Gliede-
rungs-Nr: 

20320 

 

Verordnung über Beihilfen 
in Geburts-, Krankheits-, Pflege- und Todesfällen 

 (Beihilfenverordnung NRW - BVO NRW) 
 Vom 5. November 2009 

   

  

§ 5 c Vollstationäre Pflege 
  

(1) Bei der stationären Pflege in einer zugelassenen Pflegeeinrichtung (§ 72 Absatz 1 Satz 1 SGB XI) 
sind der nach dem Grad der Pflegebedürftigkeit (§ 84 Absatz 2 Satz 2 SGB XI) in Betracht kommende 
Pflegesatz für die pflegebedingten Aufwendungen, die Aufwendungen der sozialen Betreuung sowie die 
Aufwendungen für medizinische Behandlungspflege beihilfefähig. 

(2) Aufwendungen für Unterkunft und Verpflegung sowie Investitionskosten (§ 82 Absatz 3 SGB XI) sind 
nicht beihilfefähig. Sofern die Aufwendungen für Unterkunft und Verpflegung folgende monatliche 
Eigenanteile übersteigen 

1.  bei Beihilfeberechtigten mit 

a)  einem Angehörigen vierzig vom Hundert, 

b)  mehreren Angehörigen fünfunddreißig vom Hundert 
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des um 520 Euro - bei Empfängern von Versorgungsbezügen um 390 Euro - verminderten 
Einkommens oder 

2.  bei Beihilfeberechtigten ohne Angehörige sowie bei gleichzeitiger stationärer Pflege des 
Beihilfeberechtigten und aller Angehörigen siebzig vom Hundert des Einkommens, 

wird der übersteigende Anteil als Beihilfe ausgezahlt. 

Einkommen sind die monatlichen (Brutto-) Dienstbezüge (ohne sonstige variable Bezügebestandteile) 
oder Versorgungsbezüge, das Erwerbseinkommen sowie Renten aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung und aus einer Alters- oder Hinterbliebenenversorgung des Beihilfeberechtigten. 
Angehörige im Sinne des Satzes 1 sind nur der Ehegatte, der eingetragene Lebenspartner sowie die 
Kinder, die nach § 2 zu berücksichtigen oder nur deshalb nicht zu berücksichtigen sind, weil sie selbst 
beihilfeberechtigt sind. Wird zu den Aufwendungen für die Pflege eines Angehörigen eine Beihilfe 
gewährt, sind dem Einkommen des Beihilfeberechtigten das Erwerbseinkommen, die 
Versorgungsbezüge sowie die Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung und aus einer Alters- 
oder Hinterbliebenenversorgung des Ehegatten oder eingetragenen Lebenspartners hinzuzurechnen. 

(3) Bei vorübergehender Abwesenheit von Pflegebedürftigen aus der Pflegeeinrichtung sind die 
Aufwendungen nach Absatz 1 und 2 beihilfefähig, solange die Voraussetzungen des § 87a Absatz 1 
Satz 5 und 6 SGB XI vorliegen. Die Angemessenheit der beihilfefähigen Aufwendungen richtet sich 
nach § 87a Absatz 1 Satz 7 SGB XI. 

(4) Bei einer Pflege in einer Pflegeeinrichtung, die die Voraussetzungen des § 71 Absatz 2 SGB XI 
erfüllt, sind höchstens die niedrigsten vergleichbaren Kosten einer zugelassenen Einrichtung am Ort der 
Unterbringung oder seiner nächsten Umgebung beihilfefähig; Absatz 1 bis 3 gilt entsprechend. 

(5) Leistungen entsprechend § 87a Absatz 4 SGB XI sind beihilfefähig, wenn die pflegebedürftige 
Person nach der Durchführung aktivierender oder rehabilitativer Maßnahmen in eine niedrigere 
Pflegestufe oder von erheblicher zu nicht erheblicher Pflegebedürftigkeit zurückgestuft wird. 

(6) Aufwendungen, die für die vollstationäre Pflege in Einrichtungen der Behindertenhilfe entstehen, in 
denen die berufliche oder soziale Eingliederung, die schulische Ausbildung oder die Erziehung 
behinderter Menschen im Vordergrund stehen (§§ 43a und 71 Absatz 4 SGB XI), sind bis zur Höhe von 
monatlich 256 Euro beihilfefähig. Aufwendungen für Unterkunft und Verpflegung sowie 
Investitionskosten sind nicht beihilfefähig; § 38 Satz 5 SGB XI ist zu beachten. 

  
© juris GmbH 

   

 
 

   

Hinweise auf Internetquellen 
 

Richtlinien zur Begutachtung von Pflegebedürftigkeit  
 

Richtlinien des GKV-Spitzenverbandes zur Begutachtung von Pflegebedürftigkeit  

nach dem XI. Buch des Sozialgesetzbuches 

http://www.mds-ev.de/media/pdf/BRi_Pflege_090608.pdf 
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Richtlinie zur Feststellung von Personen mit erheblich eingeschränkter 

Alltagskompetenz  

und zur Bewertung des Hilfebedarfs vom 22.03.2002 geändert durch Beschlüsse vom 11.05.20062 

und 10.06.2008 

http://www.mds-ev.de/media/pdf/Richtlinie_PEA-Verfahren_Endfassung.pdf  

 

Härtefall-Richtlinien - HRi 
R i c h t l i n i e n der Spitzenverbände der Pflegekassen zur Anwendung der Härtefallregelungen 

(Härtefall-Richtlinien - HRi) 

http://www.aok-

gesundheitspartner.de/imperia/md/gpp/bund/pflege/gesetze/haertefall_richtlinie_2005.pdf 

 

Pflegeeinrichtungsförderverordnung NRW  

Verordnung über die Förderung der Investitionen von Tages-, Nacht- und  

Kurzzeitpflegeeinrichtungen sowie über den bewohnerorientierten Aufwendungszuschuss  

vollstationärer Dauerpflegeeinrichtungen (Pflegewohngeld) -  

(PflFEinrVO) GV. NRW. 2003 S. 613 vom 15.10.2003 (Nachfolger der Pflegewohngeldverordnung) 

http://www2.solingen.de/C12572F800380BE5/files/PflFEinrVO_NW.pdf/$file/PflFEinrVO_NW.pdf  


